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Europäisches Gesellschaftsrecht auf 

dem Prüfstand 
Eine neue On-line Konsultation stellt das europäische Gesellschaftsrecht auf 

den Prüfstand. Bis zum 14. Mai 2012 haben alle interessierten Parteien Gele-

genheit, die von der EU-Kommission gestellten 21 Fragen über die Zukunft des 

Europäischen Gesellschaftsrechts zu beantworten. Wie erfolgreich sich die 

Teilnehmer bei der Konsultation durchsetzen, wird sich zeigen, wenn die EU-

Kommission in der zweiten Jahreshälfte 2012 ihre Folgeinitiativen ankündigt.  

 

Ziele der Konsulta-

tion 
Unter der Überschrift 'Kapital und 

Unternehmen – Unternehmensfüh-

rung, soziale Verantwortung' hat 

die Europäische Kommission am 

20.2.2012 eine öffentliche On-line-

Konsultation über die Zukunft des 

europäischen Gesellschaftsrechts 

eingeleitet und will dadurch über-

prüfen, ob der bestehende gesell-

schaftsrechtliche Rechtsrahmen in 

Europa noch den aktuellen Erfor-

dernissen entspricht.  

Es zeigt sich schon anhand des 

Adressatenkreises, für wie bedeut-

sam die EU-Kommission das Thema 

erachtet. Die Konsultation wendet 

sich nicht an einen eingegrenzten 

Adressatenkreis, sondern allgemein 

an Interessierte.  

Einleitend betont die EU-Kommission 

die Rolle des europäischen Gesell-

schaftsrechts für den Schutz der An-

teilseigner, Gläubiger und anderer 

von unternehmerischen Handlungen 

betroffener Akteure. Nach Ansicht der  

EU-Kommission sind harmonisierte 

grundlegende Regeln für die grenz-

überschreitende Tätigkeit von Unter-

nehmen wichtig, auch wenn der Res-

pekt für die unterschiedlichen rechtli-

chen Traditionen und Unternehmens-

strukturen der Mitgliedstaaten durch-

aus als ein wichtiger Aspekt erwähnt 

wird. Die Globalisierung und der da-

mit verbundene zunehmende grenz-

überschreitende Handel sowie die 

stetige Entwicklung des elektroni-

schen Geschäftsverkehrs machen es 

allerdings erforderlich, dass sich Eu-

ropa mit diesen neuen Anforderungen 

auseinandersetzt und überlegt, was 

im Bereich des Gesellschaftsrechts 

an die neuen Entwicklungen des 21. 

Jahrhunderts angepasst werden 

muss und wie dies geschehen kann.  

Dabei hebt die EU-Kommission her-

vor, dass das Gesellschaftsrecht nicht 

aus einer rein rechtlichen Perspektive 

betrachtet werden kann. Auch The-

men wie die Corporate Governance, 

soziale Verantwortung der Unterneh-

men und ihre zentralen Rolle bei der 

Förderung von Wachstum und Inno-

vationen müssen in die Überlegungen 

einbezogen werden.  

Themen  
Erfasst werden sieben Themenberei-

che und darunter eine Vielzahl von 

Einzelaspekten.  

Ziele des europäischen 

Gesellschaftsrechts 

Zur Debatte steht die Frage, welche 

Ziele das europäische Gesellschafts-

recht verfolgen soll. Die möglichen 
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Kernthemen 

 Ziele des europäischen Ge-

sellschaftsrechts  

 Geltungsbereich des europäi-

schen Gesellschaftsrechts 

 Nutzerfreundlichkeit des Re-

gulierungsrahmens  

 Europäische Rechtsformen 

einschließlich SPE 

 Grenzüberschreitende Mobili-

tät von Unternehmen  

 Rechtsrahmen für Unterneh-

mensgruppen  

 Eigenkapitalvorschriften 
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Antworten reichen von der Verbesse-

rung des Umfelds, in dem Unterneh-

men agieren, bis zum Schutz der 

Stakeholder.  

Geltungsbereich des eu-

ropäischen Gesellschafts-

rechts 

Im Vordergrund steht hier die Frage, 

ob sich die EU auf die Verbesserung 

bestehender harmonisierter Rechts-

rahmen konzentrieren soll, oder, ob 

sie neue Bereiche für eine Harmoni-

sierung ermitteln sollte, wie z.B. die 

grenzüberschreitende Sitzverlegung, 

grenzüberschreitende Spaltungen 

und Umwandlungen etc.  

Darüber hinaus stellt die EU-

Kommission fest, dass das europäi-

sche Gesellschaftsrecht auf der Un-

terscheidung zwischen Publikumsge-

sellschaften und Gesellschaften mit 

beschränktem Gesellschafterkreis 

gründet und stellt die Frage, ob die 

Börsennotierung nicht das bessere 

wesentliche Unterscheidungskriterium 

im Hinblick auf den gesellschafts-

rechtlichen Rahmen wäre und wenn 

ja, ob dies alle oder nur ausgewählte 

Rechtsinstrumente zur Harmonisie-

rung des europäischen Gesellschafts-

rechts  erfassen soll.  

Nutzerfreundlichkeit des 

Regulierungsrahmens  

Die EU-Kommission erkennt, dass 

wegen der Anzahl der vorhandenen 

Richtlinien das europäische Gesell-

schaftsrecht oft als nicht nutzer-

freundlich angesehen wird. Es beste-

he auch das Risiko von Unstimmig-

keiten, Lücken und Überschneidun-

gen. Eine von der EU-Kommission als 

denkbar angesehene Lösungsmög-

lichkeit wäre die gebündelte Kodifizie-

rung aller Richtlinien in einem einzi-

gen Regelungsdokument. Denkbar 

wäre auch, eine begrenzte Anzahl 

von Richtlinien zusammenzufassen.  

Europäische Rechtsfor-

men einschließlich SPE 

Neben der Harmonisierung des im 

europäischen Raum geltenden Ge-

sellschaftsrechts bildete die Schaf-

fung europäischer Rechtsformen eine 

Priorität auf europäischer Ebene. 

Durch diese supranationalen Rechts-

formen sollten die bestehenden na-

tionalen Rechtsformen nicht harmoni-

siert, geändert oder ersetzt werden.  

Nun will die EU-Kommission von den 

Konsultationsteilnehmern wissen, ob 

die europäischen Rechtsformen einen 

Mehrwert für die europäische Wirt-

schaft erbringen und wenn ja, worin 

dieser besteht. Die Liste der mögli-

chen Antworten ist lang und nicht ab-

schließend, so dass weitere Erwä-

gungen der Konsultationsteilnehmer 

möglich und gewünscht sind.  

Zur Diskussion stehen auch mögliche 

Mängel der EU-Rechtsvorschriften 

zur Einführung europäischer Rechts-

formen.  

Eine Überprüfung und gegebenenfalls 

Überarbeitung der vorhandenen eu-

ropäischen Rechtsformen wird eben-

falls in Betracht gezogen. Dies betrifft 

nach der Konsultation unter anderem 

die Vereinfachung der Verfahren, die 

Verringerung der Verweise auf natio-

nale Vorschriften, die Zulassung einer 

Abweichung zwischen dem sat-

zungsmäßigen Sitz und dem Verwal-

tungssitz etc.  

Das Europäische Modellgesetz im 

Gesellschaftsrecht (European Model 

Company Act, EMCA), an dessen 

Entwicklung derzeit eine Experten-

gruppe unter der Leitung von Paul 

Krüger Andersen (unter Mitwirkung 

von Professor Theodor Baums, 

Frankfurt am Main) arbeitet, wird als 

Alternative zur traditionellen Harmoni-

sierung vorgeschlagen.  Das EMCA 

soll ein flexibles Modellgesetz wer-

den, das die jüngsten Entwicklungen 

in den Mitgliedstaaten berücksichtigt. 

Dadurch sollen bestehende Vorschrif-

ten nicht harmonisiert, sondern viel-

mehr ein flexibles und optionales Mo-

dell zur Verfügung gestellt werden. 

Entwickelt werden soll der Entwurf 

eines Kapitalgesellschaftsgesetzes, 

der von den Mitgliedstaaten ganz 

oder teilweise umgesetzt werden 

kann. Dabei sollen einheitliche Lö-

sungen vorgeschlagen werden, die 

den nationalen Gesetzgebern Raum 

lassen für die Berücksichtigung natio-

naler Besonderheiten, und die den 

Nutzern der Rechtsform ein Höchst-

"Neue Herausforderungen machen es zudem erfor-

derlich, das Gesellschaftsrecht nicht nur aus einer 

rein rechtlichen Perspektive zu betrachten, sondern 

auch die Aspekte der Corporate Governance, der 

sozialen Verantwortung der Unternehmen und ihrer 

zentralen Rolle bei der Förderung von Wachstum 

und Innovationen einzubeziehen." 

Pressemitteilung zur Konsultation (IP/12/149) 
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maß an flexibler Gestaltung ihrer 

Rechtsverhältnisse bieten. In diesem 

Zusammenhang soll erörtert werden, 

ob ein solches optionales Modell Ak-

zeptanz finden würde.  

Auch das Thema Societas Privata 

Europaea (SPE) behandelt die EU-

Kommission. Sie erkennt an, dass die 

seit Jahren stattfindenden Diskussio-

nen bislang zu keinem Ergebnis ge-

führt haben. Streitpunkte bilden ins-

besondere die Trennung zwischen 

dem satzungsmäßigen Sitz und dem 

Verwaltungssitz sowie die Regelun-

gen über die Arbeitnehmermitbe-

stimmung. Die EU-Kommission be-

kräftigt aber erneut ihre Überzeugung, 

dass kleine und mittlere Unternehmen 

(KMU) Unterstützung auf EU-Ebene 

benötigen. Aus diesem Grund wird 

die Frage gestellt, ob (und welche) 

Alternativen zur Unterstützung von 

grenzüberschreitend tätigen KMUs 

gesucht werden sollen. Es könnte 

sich dabei um die Änderung des Gel-

tungsbereichs des SE-Statuts, um die 

Überarbeitung der zwölften gesell-

schaftsrechtlichen Richtlinie (Richtli-

nie 89/667/EWG, Einpersonenge-

sellschaftsrichtlinie) oder um einen 

ganz neuen Vorschlag zur Förderung 

der KMUs handeln.  

Grenzübergreifende Mo-

bilität von Unternehmen 

Die Unternehmensmobilität ist ein 

Kernthema der Konsultation.  

Außer bei der Europäischen Gesell-

schaft (SE) und der Europäischen 

Genossenschaft (SCE) ist keine 

grenzübergreifende Verlegung des 

eingetragenen Sitzes unter Beibehal-

tung der Rechtspersönlichkeit vorge-

sehen. In den meisten Mitgliedstaaten 

müssen Unternehmen im Zielmit-

gliedstaat eine neue Gesellschaft 

gründen, das "zu verlegende" Unter-

nehmen auf diese neue Gesellschaft 

verschmelzen und das durch die Ver-

schmelzung entstandene Unterneh-

men im Zielmitgliedstaat eintragen 

lassen. Die Ansätze für eine Sitzver-

legungsrichtlinie sind bislang erfolglos 

geblieben. Die EU-Kommission hat 

sich von dem Thema aber offensicht-

lich nicht verabschiedet und möchte 

wissen, ob Maßnahmen auf EU-

Ebene zur Erleichterung der Sitzver-

legung ergriffen werden sollen und 

wenn ja, ob dies in Form einer Har-

monisierungsrichtlinie oder anderer 

Maßnahmen geschehen sollte.  

Damit verbunden ist die Frage nach 

den Bedingungen für eine grenzüber-

schreitende Verlegung des eingetra-

genen Sitzes. Es geht hier insbeson-

dere darum herauszufinden, ob eine 

Verlegung des Sitzes von sich in Li-

quidation oder Insolvenz befindenden 

Unternehmen möglich sein soll, ob 

die Mitgliedstaaten die gleichzeitige 

Verlegung des Verwaltungssitzes ver-

langen können oder ob die Abwei-

chung zwischen Satzungs- und Ver-

waltungssitz akzeptiert werden sollte.  

Auch die möglichen Auswirkungen 

der Verlegung des eingetragenen Sit-

zes, insbesondere hinsichtlich Beibe-

haltung der Rechtspersönlichkeit, 

Steuerneutralität und  Erhalt der 

Stakeholder-Rechte, stehen zur Kon-

sultation. 

Grenzüberschreitenden Verschmel-

zungen/Spaltungen widmet die EU-

Kommission gesonderte Abschnitte.  

Die Richtlinie über die grenzüber-

schreitenden Verschmelzungen 

schafft schon seit 2005 einen harmo-

nisierten Rahmen für solche Transak-

tionen. Der Bedarf für weitere Harmo-

nisierungsmaßnahmen soll durch die 

Konsultation ermittelt werden. Es geht 

zum Beispiel darum, ob Zustim-

mungserfordernisse für die Ver-

schmelzung, die Dauer der Prüfung 

durch die nationalen Behörden, die 

Bewertungsmethoden oder Themen 

im Zusammenhang mit dem Schutz 

der Gläubiger auf europäischer Ebe-

ne geregelt werden sollten.  

Vorschriften für grenzüberschreitende 

Spaltungen sind im europäischen Ge-

sellschaftsrecht nicht vorhanden. Es 

stellt sich daher die Frage, ob diese 

geschaffen werden sollten, und wenn 

ja, welchen Zielen die harmonisierten 

Vorschriften dienen sollten.  

Unternehmensgruppen  

Der Ansatz der europaweiten Regu-

lierung von Unternehmen unter ge-

meinsamer Leitung oder Beherr-
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schung, ist nicht neu. Die Neunte Ge-

sellschaftsrechtliche Richtlinie be-

zweckte gerade die Schaffung eines 

Rahmens für Unternehmensgruppen. 

Allerdings konnte hier kein Konsens 

erzielt werden.  

Der im Mai 2011 veröffentliche Be-

richt der Reflexionsgruppe zum Ge-

sellschaftsrecht hat eine Reihe von 

Empfehlungen vorgelegt, die nicht 

dazu dienen, einen umfassenden 

Rechtsrahmen zu schaffen, sondern 

sich auf bestimmte Bereiche zu kon-

zentrieren, in denen Maßnahmen für 

erforderlich gehalten werden: Aner-

kennung des Konzerninteresses, 

Vereinfachungen für KMUs und 

Transparenz. Die EU-Kommission will 

nun wissen, ob Handlungsbedarf auf 

EU-Ebene gesehen wird und betont, 

dass Stellungnahmen zu den Emp-

fehlungen der Reflexionsgruppe will-

kommen sind.  

Eigenkapitalregelung  

In Frage steht, ob die Zweite Gesell-

schaftsrechtliche Richtlinie zur Grün-

dung von Aktiengesellschaften und 

zur Erhaltung und Änderung ihres 

Kapitals überarbeitet werden sollte 

und wenn ja, welche Ziele bei einer 

solchen Überarbeitung im Vorder-

grund stehen sollten. Als mögliche 

Antworten schlägt die EU-Kommis-

sion z.B. vor, die Bestimmungen über 

das Mindestkapital abzuschaffen oder 

zu ändern, den Bilanztest durch einen 

Solvenztest zu ersetzen oder die ku-

mulative bzw. alternative Verwendung 

beider Methoden vorzusehen sowie 

die Regeln für die Stimmenthaltung 

zu klären.  

In diesem Zusammenhang erläutert 

die EU-Kommission, dass sie 2008 

eine externe Studie in Auftrag gege-

ben hat, die ergab, dass weder die 

geltenden Mindestanforderungen im 

Kapitalbereich, noch die Vorschriften 

über den Erhalt des Kapitals, noch die 

Auswirkungen der IFRS ein wesentli-

ches Hindernis für die Ausschüttung 

von Dividenden darstellen. Die EU-

Kommission hatte sich damals aus 

diesem Grund entschieden, keine 

Änderung der Zweiten Gesellschafts-

rechtlichen Richtlinie in Angriff zu 

nehmen.  

Die nächsten 

Schritte 
Die Konsultation läuft bis zum 

14. Mai 2012. Danach will die EU-

Kommission die erhaltenen Antworten 

auswerten und wie üblich eine Zu-

sammenfassung veröffentlichen.  

Etwaige Folgemaßnahmen sollen so-

wohl die Ergebnisse dieser Konsulta-

tion im Bereich des Gesellschafts-

rechts, aber auch der Konsultation 

von 2011 im Bereich der Corporate 

Governance zusammenfassen. We-

gen der Verknüpfung beider Gebiete  

und zum Zwecke der Kohärenz der 

möglichen Folgeinitiativen will die EU-

Kommission beide Themen gemein-

sam angehen. Ob und welche Maß-

nahmen darauf folgen werden, soll in 

der zweiten Jahreshälfte 2012 ange-

kündigt werden.  

Ein zweiter Aktionsplan zu Gesell-

schaftsrecht und Corporate Gover-

nance könnte die Folge sein. Diese 

Konsultation kann daher grundlegen-

de Bedeutung erlangen. Eine mög-

lichst umfangreiche Beteiligung auch 

deutscher interessierter Unternehmen 

und Personen ist deshalb außeror-

dentlich wünschenswert.  
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